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Geſetz Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— No. 7. — 


MS ; Dienft angeftellten Invaliden. 
enn gleich die Städteordnung den Magiſtraͤten 


ihre Unterbedienten auf ebenszeit anzuſtellen, fo will Ich doch auf den Bericht 
des Staatsminiſteri vom 14ten d. M. genehmigen, daß dieſelben diejenigen ihrer 2 


Unterbedienten, welche blos zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beftimmt und immer 


aus verſorgungsberechtigten Militairperſonen zu wahlen ſind, nach Analogie der 
Vorſchrift der Regierungs⸗Inſtruktion vom 23ſten Oktober 1817. §, 12. 2., auf *s 
Kuͤndigung annehmen duͤrfen. Hieraus folgt aber von ſelbſt, daß, wenn von 


der bedungenen Kuͤndigung gegen Offizianten dieſer Art Gebrauch gemacht wer⸗ 


den ſoll, dies nur unter denſelben Formen geſchehen darf, welche die Geſchaͤft⸗ 
Anweiſung fuͤr die Regierungen vom 3 1ſten Dezember 1825. vorſchreibt. Wird 
nun auf dieſem Wege ein im Kommunaldienſte angeſtellter Verſorgungs-Berech⸗ 


tigter unter Genehmigung der Regierung wieder entlaſſen, ſo ſoll derſelbe, dafern 


er ſich zwar nicht durch Vergehungen der Juvaliden⸗Beneftzien verluſtig gemacht, 3 


jedoch durch mangelhafte Beſorgung des Dienſtes die Entlaſſung ſelbſt veranlaßt 


hat, in den Zuſtand, in welchem er vor dem Dienſteintritte war, in Beziehung 


auf die fruͤher genoſſene Penſion, zuruͤcktreten. Was aber den Verſorgungs⸗ 


Schein anlangt, ſo ſoll in jedem Fall entſchieden werden, ob die mangelhafte 


Dienſtfuͤhrung des Entlaſſenen in Traͤgheit, oder andern tadelnswuͤrdigen Eigen⸗ 
ſchaften oder darin ihren Grund habe, daß der dem Entlaſſenen aufgetragene 
Dienſt ſeinen koͤrperlichen oder geiftigen Fähigkeiten, nicht angemeſſen geweſen 
und derſelbe daher an den bemerkten Maͤngeln ohne Schuld iſt. Nur in dem 
letztern Falle iſt dem Invaliden der Berforgungsfchein zuruͤckzugeben und auf ſeine 
Anſtellung in eine better für ihn geeignete Stelle, Bedacht zu nehmen. Bei 


(No. 1187.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten Mai 1828., wegen der im Kommunal⸗ > 


Ce 


unverſchuldeter gaͤnzlicher Dienſtunfaͤhigkeit treten die Vorſchriften des Penſions⸗ 


Regulativs vom 30ften April 1825. H. 2. ein. Alle nach obigen Vorſchriften 
an verſorgungsberechtigte Militairperſonen nach ihrer Entlaſſung aus dem Kom⸗ 
munaldienſte zu leiſtende Zahlungen ſollen auf den Penfions - Ausſterbefonds 
übernommen werden. Hiernach hat das Staatsminiſterium das weiter Erfor⸗ 
derliche zu verfuͤgen. Berlin, den 25ſten Mai 1828. 


Friedrich Wilhelm. 


(No. 1488.) 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1829, — (No. 1187 — 1189.) H 


(Ausgegeben zu Berlin den 29ſten Mai 1829.) 
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GGG 1188.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 17ten März 1829., wegen Verwünkung des 


Militair-Gnadengehalts und Verluſtes des Civil⸗Verſorgungs⸗ Scheins, 
Seitens der im Civildienſte angeſtellten und wegen Verbrechens ihres Amts 
entſetzten Invaliden. 5 


ce f 

En dect. Aus. Och genehmige auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 20ſten v. M., 
Sen een dee die Anträge deffelben über die Verwuͤrkung des Gnadengehalts eines im Civil⸗ 
| Men bee e eee er, Dienſt angeſtellten Invaliden, der wegen begangener Verbrechen ſeines Amts 
em, verluſtig erklärt wird, dahin, daß ein ſolcher Invalide, der eines, waͤhrend 
„ cſeines Militairdienſtes veruͤbten Verbrechens, welches die Ausſtoßung aus dem 
„ Soldatenſtande zur Folge gehabt haben wuͤrde, in der wider ihn gefuͤhrten 
e gerichtlichen oder adminiſtrativen Unterſuchung uͤberfuͤhrt worden, das Gnaden⸗ 
gente tas dase def Gehalt verwuͤrkt hat, derjenige Invalide aber, der außer dem erſten Fall, wegen 
a gie gin dc. m, eines gemeinen oder Dienſtverbrechens neben der Dienſtentſetzung mit einer Frei⸗ 
¡NAS aul, heitsſtrafe belegt wird, während der Dauer dieſer Strafzeit das Gnadengehalt 
| : Sa Asa verliert, nach deren Ablauf aber wiederum zum Genuſſe deffelben gelangen foll. 
| a "7 alo dnp aa ae Außer dieſen beiden Fallen foll dem feiner Civilbeſoldung verluſtig gehenden 
eae ar Invaliden das Militair⸗Gnadengehalt unverkuͤrzt gewährt werden, es mag 
1 er wahrend feiner Civilanſtellung ganz oder theilweiſe geruhet haben. Wegen des 
Be Per SE e Fonds, aus welchem das während des Civildienſtes nicht gezahlte Militair⸗ 
ee Gnadengehalt zu entrichten iſt, genehmige Ich den Vorſchlag, daß daſſelbe nach 
ELA mn den, im Allgemeinen dieſerhalb beſtehenden Beſtimmungen, beziehungsweiſe auf 
e e. eee den Militair⸗ oder den Civil⸗Penſionsfonds, oder auf den Penſions-Ausſterbe⸗ 
ee pe Meter tr Fonds zu übernehmen fey; bin auch damit einverftanden, daß der Civil-Ver⸗ 
F ſorgungsſchein des Invaliden, der die Entlafung aus dem Civildienſte ſelbſt 
F verſchuldet, an das Kriegsminiſterium zu überfenden, ſonſt aber ihm zuruͤckzu⸗ 
eke ein eins Re e Se geben ift. Ich überlaffe dem Staatsminiſterium hiernach zu verfahren, auch 

demgemaͤß nach den einzelnen Reſſorts die Bekanntmachung an die Verwal⸗ 
| See setas Drove Hu Ga tN gS=Behorden zu erlaffen. Berlin, den 17ten März 1829. 


[eines ee leis det wpe pay 44 Friedrich Wilhelm. 
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pe An das Staatsminiſterium. 


(No. 1189.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24 ften Maͤrz 1829. „ nach welcher die bisherige 
General- Salzdirektion ganz eingehen, und die obere Leitung der Salzverwal⸗ 

tung von der Generaldirektion der Steuern mit uͤbernommen werden ſoll. 
Ich bin auf Ihren Bericht vom Sten d. M. damit einverſtanden, daß es der 
bisherigen beſondern General⸗Salzdirektion bei dem fo ſehr verminderten Wirkungs⸗ 
“Fkreiſe derſelben nicht mehr bedarf, und beſtimme daher dem Antrage gemaͤß, 
daß die Salz⸗Debitsgeſchaͤfte, wie ſie ſchon in andern Provinzen von den Pro⸗ 
vinzial- Behorden geführt werden, auch in den Bezirken der Regierungen zu 
Potsdam und Frankfurt an die Abtheilungen fuͤr die Verwaltung der indirekten 
: Steuern 
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fe ee 
Steuern uͤbergehen follen, die obere Leitung der Salzverwaltung aber von der 
Generaldirektion der Steuern mit zu uͤbernehmen iſt, und die General-Salz⸗ 
Direktion ganz eingehen ſoll. Berlin, den 2iften Maͤrz 1829. . 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter v. Motz. 


(No. 1190.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aten Mai 1829., wegen des veraͤnderten In⸗ 
N ſtanzenzugs bei den Gerichten im Großherzogthum Poſen. . 

achdem Ich durch den Landtags-Abſchied vom 20ſten Dezember v. J. dem 
Großherzogthum Poſen ein beſonderes Appellations⸗Gericht bewilligt habe; ſo 
beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 18ten v. M. uͤber die Verhaͤltniſſe dieſes 
Gerichts, unter Beruͤckſichtigung der Vorſchriften der Verordnung vom gten Fe⸗ 
bruar 1847. über die Juſtiz⸗Verwaltung im Großherzogthum Poſen: 

1 


Dias Appellations⸗Gericht bildet einen Senat des Ober-Appellations⸗ 
Gerichts zu Poſen, der unter der unmittelbaren Leitung des Ober⸗Appellations⸗ 
Gerichts⸗Vizepraͤſidenten ſteht, und deſſen Mitglieder mit den Mitgliedern des 
Ober⸗Appellations⸗Gerichts gleichen Rang haben. N 

9 


Daſſelbe tritt mit dem Aften Juli d. J. in Wirkſamkeit und nennt ſich: 
Erſter Senat des Ober-Appellations-Gerichts. 5 SS 
3 


Von dieſer Zeit an hort der, zwiſchen den Landgerichten des Großherzog⸗ 
thums, fo wie der zwiſchen dem Fuͤrſtlich Thurn- und Taxisſchen Fuͤrſtenthums⸗ 
Gerichte zu Krotoszyn und dem Landgerichte zu Frauſtadt, Statt findende In⸗ 
ſtanzenzug auf, und die Landgerichte erkennen als wechſelſeitige Appellations⸗ 
Inſtanz und Appellations-Gericht des Fuͤrſtenthums-Gerichts zu Krotoszyn nur 
noch in den ſodann in zweiter Inſtanz entweder ſchon zum Spruch eingeſandten 
oder im muͤndlichen Verfahren bereits eingeleiteten Sachen. 

S 4. ` 

) Das Appellations-Gericht erkennt als zweite Inſtanz in allen Civil⸗, 
Kriminal- und fiskaliſchen Prozeſſen, worin in erſter Inſtanz ein Landgericht 
oder das Fuͤrſtenthums-Gericht zu Krotoszyn erkannt hat, auf das dagegen eine 
gewandte zulaͤſſige Rechtsmittel, und es wird die Beſtimmung $. 141. der Ver⸗ 
ordnung vom Iten Februar 1817., welche einige Kriminalſachen in der zweiten 
Inſtanz an das nunmehr den zweiten Senat bildende Ober-Appellations Gericht 
verweiſet, hierdurch aufgehoben. 


5. 
In Anſehung des Verfahrens beim Gerichte, behaͤlt es bei den Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom Iten Februar 1817. H. 52. und 53. fein Bewen⸗ 
(No, 1189 — 1191.) den; 
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den; jedoch bleibt es dem Appellations⸗Gerichte freigeſtellt, eine zum muͤndlich⸗ 


öffentlichen Verfahren bei ihm eingereichte Sache zur ſchriftlichen Inſtruktion 


zu verweiſen, ſobald es dieſe zur beſſern Aufklaͤrung der Sache fuͤr noͤthig haͤlt. 


Es bleibt Ihnen uͤberlaſſen, die Verhaͤltniſſe der beiden Senate des Ober⸗ 
Appellations⸗Gerichts gegen einander und in Beziehung auf die andern Gerichte 
der Provinz zu beſtimmen, auch den bei dem Landgerichte zu Poſen praktiziren⸗ 
den Juſtizkommiſſarien, welche Sie dazu geeignet halten, die Praxis bei dem 
Ober⸗Appellations-Gerichte zu geſtatten. 

Sie haben die Aufnahme dieſes Befehls, ſowohl in die Geſetzſammlung 
als in die Amtsblaͤtter der Regierungen zu Poſen und zu Bromberg, zu veran⸗ 
laſſen. Die Mir eingereichten Beſtallungen erhalten Sie anliegend, von Mir 
vollzogen, zuruͤck. Berlin, den Aten Mai 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Juſtizminiſter Grafen v. Danckelman. 


(No. 1191) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13ten Mai 1829., enthaltend die Modifi⸗ 


kationen der Allerhoͤchſten Order vom 3Often Juni 1827. in Betreff 


ſolcher Lehns- und Fideikommiß-Beſitzer, welche zur Beſchaffung des 
Einrichtungs-Kapitals nach erfolgter gutsherrlich = bauerlicher Regulirung 
N den landſchaftlichen Kredit nicht benutzen koͤnnen. ö 
ach dem Antrage des Staatsminiſteriums vom 28ſten v. M., will Ich hier⸗ 
durch die Beſtimmung Meiner Order vom 30ſten Juni 1827., nach welcher 
Lehns- und Fideikommiß⸗Beſitzer das, nach erfolgter gutsherrlich-baͤuerlicher 
Regulirung, benöthigte Einrichtungs-Kapital auf die Subſtanz des Hauptguts 
nur bei der Landſchaft zum halben Betrage des nach landſchaftlichen Prinzipien 
ermittelten Werths aufzunehmen berechtigt ſind, dahin modifiziren: daß diejeni⸗ 
gen Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ Beſitzer, welche einen landſchaftlichen Kredit in 
ihrer Proving nicht benutzen koͤnnen, ſich den erforderlichen Bedarf von jedem 
andern Glaͤubiger zu verſchaffen befugt, auch da, wo landſchaftliche Abſchaͤtzungs— 
Prinzipien nicht vorhanden ſind, die General-Kommiſſionen autoriſirt ſeyn ſollen, 
den Werth der dem Beſitzer zugewieſenen Abfindung, auf deſſen halben Betrag 
die Aufnahme des Darlehns zulaͤſſig iſt, nach den bei der Auseinanderſetzung 
zum Grunde gelegten landuͤblichen Abſchaͤtzungs⸗Prinzipien zu ermitteln. 
Das Staatsminiſterium hat die Bekanntmachung dieſer Beſtimmung in 
vorſchriftsmaͤßiger Art zu veranlaſſen. Berlin, den 13ten Mai 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


“On das Staatsminiſterium. 
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